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gelten die für die Zahlung der Lohnsteuer festgesetzten Ter­
mine. Bei der Beitragsentrichtung ist der „Lohnnachweis für 
unständig Beschäftigte“ vorzulegen.

(4) Bei unständig beschäftigten Werktätigen, die ihre un­
ständige Tätigkeit neben einem festen Arbeitsrechtsverhältnis 
ausüben, werden die im festen Arbeitsrechtsverhältnis bereits 
entrichteten Beiträge angerechnet. Zu diesem Zweck ist vom 
unständig beschäftigten Werktätigen bei der Entrichtung des 
Beitrages und der Unfallumlage eine Lohnbescheinigung 
(Lohn- oder Gehaltszettel) über den im festen Arbeitsrechts­
verhältnis erzielten Arbeitsverdienst und die davon entrich­
teten Beiträge vorzuweisen.

Zu § 14 der SVO:
§17

(1) Die Anzahl der Arbeitsausfalltage aus den im § 8 der 
SVO genannten Gründen ist von den Betrieben jährlich für 
jeden Werktätigen zu errechnen und in den Ausweis für Ar­
beit und Sozialversicherung einzutragen.

(2) Der „Lohnnachweis für unständig Beschäftigte“ und 
der Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung sind von den 
unständig beschäftigten Werktätigen zur Eintragung der Ver­
sicherungszeit und des beitragspflichtigen Jahresarbeitsver­
dienstes für das abgelaufene Kalenderjahr dem für den Wohn­
sitz des unständig beschäftigten Werktätigen zuständigen Rat 
des Kreises bzw. Stadtkreises, Abteilung Finanzen, bis zum
10. Januar des neuen Kalenderjahres vorzulegen.

Zu § 17 Absätze 1 und 4 der SVO:

§ 18

(1) Der Anspruch auf Sachleistungen, der während der 
Dauer der Pflichtversicherung oder innerhalb von 3 Wochen 
nach dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung eingetreten 
ist, endet mit Ablauf der 26. Woche nach dem Ausscheiden 
aus der Pflichtversicherung. Werden über die 26. Woche hin­
aus Geldleistungen gezahlt, endet der Anspruch auf Sach­
leistungen mit Ablauf der Zahlung der Geldleistungen.

(2) Für die Dauer der Zahlung von Geldleistungen nach dem 
Ausscheiden aus der Pflichtversicherung werden Sachleistun­
gen auch für alle Ansprüche gewährt, die später als 3 Wochen 
nach dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung eingetreten 
sind.

(3) . Wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls oder einer Be­
rufskrankheit besteht nach dem Ausscheiden aus der Pflicht­
versicherung zu jeder Zeit Anspruch auf Sachleistungen ohne 
zeitliche Begrenzung.

Zu § 17 Abs. 2 der SVO:
§19

Der vereinbarte Tag der Wiederaufnahme der Tätigkeit 
nach einer vereinbarten unbezahlten Freizeit von länger als 
3 Wochen ist dem durch Abschluß eines Arbeitsrechtsverhält­
nisses vereinbarten Tag__der Arbeitsaufnahme gleichgestellt.

Zu § 17 Absätze 2 und 3 der SVO:

§20

Der vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit 
ist die. Arbeitsunfähigkeit wegen eines Unfalls bei organisier­
ten gesellschaftlichen, kulturellen oder sportlichen Tätigkei­
ten sowie die Freistellung von der Arbeit wegen Quarantäne, 
Schwangerschafts- und Wochenurlaub oder eines alleinstehen­
den Werktätigen zur Pflege seines erkrankten Kindes gleich­
gestellt.

Zu § 17 Abs. 5 der SVO:
§21

Werktätige, die nach Entlassung aus dem Dienst der be­
waffneten Organe bzw. der Zollverwaltung der Deutschen De- ^ 
mokratischen Republik ein Arbeitsrechtsverhältnis aufgenom- _ 
men haben, erhalten Sach- und Geldleistungen nach der SVO. 
Grundlage für die Berechnung von Geldleistungen ist der 
nach der Entlassung aus dem Dienst bis zum Anspruch auf 
Geldleistungen abgerechnete Verdienst.

§22

Werktätige, die aus dem Dienst der bewaffneten Organe 
bzw. der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Re­
publik entlassen wurden und noch keine versicherungspflich­
tige Tätigkeit aufgenommen haben, erhalten Sach- und Geld­
leistungen nach der SVO, wenn der Anspruch auf diese Lei­
stungen innerhalb von 3 Wochen nach der Entlassung eintritt. 
Grundlage für die Berechnung der Geldleistungen ist die vor 
der Entlassung bezogene Vergütung bzw. der Durchschnitts­
verdienst im Jahr der Einberufung zum Grundwehrdienst.

§23

(1) Werktätige, die aus dem Grundwehrdienst entlassen wer­
den und über den Entlassungstag hinaus vorübergehend ar­
beitsunfähig sind, erhalten ab Entlassungstag Sachleistungen 
nach der SVO sowie von dem auf den Entlassungstag folgen­
den Arbeitstag an Kranken- bzw. Hausgeld. Die Dauer der 
Dienstunfähigkeit während des Grundwehrdienstes bzw. Reser­
vistenwehrdienstes wird nicht auf die Bezugsdauer des Кгеш- 
kengeldes angerechnet.

(2) Das Kranken- bzw. Hausgeld für die im Abs. X genann­
ten Werktätigen wird nach dem Durchschnittsverdienst im 
Jahr der Einberufung berechnet. Im übrigen gelten für die Be­
rechnung die Grundsätze der §§ 50 bis 53 der SVO.

(3) Für die aus dem Grundwehrdienst Entlassenen, die vor 
der Einberufung zum Grundwehrdienst noch keine versiche­
rungspflichtige Tätigkeit ausgeübt haben (z. B. ehemalige 
Oberschüler), beträgt das Krankengeld 10 M und das Haus­
geld 8 M, bei Arbeitsunfähigkeit'wegen Dienstbeschädigung 
das Krankengeld 15 M für jeden Arbeitstag der 5-Tage-Ar- 
beitswoche.

Zu § 18 der SVO:
§24

Empfänger einer Vollrente mit Anspruch auf Sachleistungen 
sind:

1. Empfänger der im § 9 Abs. 1 genannten Rentenleistungen,

2. Empfänger von
— Unfallrente der Sozialversicherung,
— Unfall Versorgung der Deutschen Reichsbahn bzw. der 

Deutschen Post,
— Dienstbeschädigungsteilrente der bewaffneten Organe 

bzw. der Zollverwaltung der Deutschen Demokrati­
schen Republik,

mit einem Körperschaden ab 662/3 %,

3. Empfänger von Kriegsbeschädigtenrente, die das 65. Le­
bensjahr bei Männern bzw. das 60. Lebensjahr bei Frauen
noch nicht vollendet haben,

4. Empfänger von Bergmannsvollrente,

5. Empfänger von Bergmannsrente wegen Berufsunfähigkeit,

6. Empfänger von
— Hinterbliebenenrente der Sozialversicherung,
— Hinterbliebenenversorgung der Deutschen Reichsbahn., 

bzw. der Deutschen Post,
mit Ausnahme der arbeitsfähigen Witwen,


